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Deutsche Einheit unter Preußens Hegemonie

Das Problem der  deutschen Frage,  die  sich durch das gesamte 19.  und,  in  veränderter  Form
wiederum auch durch das 20. Jahrhundert zieht, wird schon früh mit preußischen Ambitionen in
Verbindung gebracht. So erfindet eine bestimmte Schule der deutschen Geschichtsschreibung, die
sogenannte kleindeutsch-borussische unter den Historikern Johann Gustav Droysen, Heinrich Sybel
und Heinrich von Treitschke seit den 1840er Jahren für Preußen einen „deutschen Beruf“. Demnach
hätte Preußen schon seit den Tagen Friedrichs II. alles dafür getan, einen deutschen Nationalstaat
zu schaffen.

Eine solche deutsche Sendung Preußens bereits im 18. Jahrhundert gehört aber mit Sicherheit in
das Reich der Legenden, denn vor 1789 interessiert sich niemand für einen deutschen Nationalstaat,
schon gar nicht unter den regierenden deutschen Territorialfürsten.

Die deutsche Frage als nationales Problem ist vielmehr eine Folge der Französischen Revolution von
1789 und in deren Gefolge der napoleonischen Besetzung Deutschlands. Diese Ereignisse führen
überhaupt  erst  zu  einer  Nationalisierung  der  Politik,  dem  Erwachen  eines  deutschen
Nationalbewusstseins und einer gemeinsamen nationalen Identität sowie politisch zum Untergang
des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation.  Die hier  skizzierten Entwicklungen machen
zusammen Reformen der nationalen und politischen Verfasstheit innerhalb der deutschen Grenzen
in Mitteleuropa notwendig.

Die Besonderheit der deutschen Nationalstaatsbildung des 19. Jahrhunderts liegt in der Problematik
begründet, daß Deutschland zu den verspäteten Nationen zählt. Während insbesondere England,
Frankreich und auch Spanien im Westen, aber auch das Rußische Reich im Osten Europas bereits
seit dem späten Mittelalter, die Vereinigten Staaten von Amerika im späten 18. Jahrhundert, ihre
Nationalstaaten ausgebildet haben, ist dies zu Beginn des 19. Jahrhunderts in Mitteleuropa noch
nicht gelungen. Aufgrund der internationalen Mächteinteressen erreichen es weder Italien im Süden
noch Deutschland im Norden Mitteleuropas, eine nationalstaatliche Einigung durchzusetzen. Als
zusätzliches  Erschwernis  kommt hinzu,  daß mit  der  aufkommenden Industrialisierung und den
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Folgeerscheinungen des sich herausbildenden Bürgertums, der Entstehung der Sozialen Frage und
des  Industrieproletariats  der  Nationalisierungsprozeß  zusätzlich  mit  emanzipatorischen
Forderungen nach freiheitlich-bürgerlichen Rechten sowie der sozialen Verbesserung belastet wird.

Die  „deutsche  Sendung“  Preußens  beginnt  im  Anschluß  an  die  Besetzung  des  Landes  durch
Napoleons Truppen. Nach 1806 bildet sich gerade in Preußen eine Bewegung heraus, die neben der
Befreiung des Lan-des vom französischen Usurpator auch weitergehende Forderungen nach einer
deutschen Einigung stellt.

Dabei  versteigen sich einige Vertreter der preußischen Nationalbewegung wie der „Turnvater“
Friedrich Ludwig Jahn oder der Geschichtsprofessor und Dichter Ernst Moritz Arndt, aber auch der
Dichter Heinrich von Kleist oder der Philosoph Johann Gottlieb Fichte zu deutschtümelnden und
aggressiv-nationalistischen Formulierungen.  Allerdings  muss  betont  werden,  daß sie  zu  diesem
Zeitpunkt noch nicht die Mehrheit der Bevölkerung oder auch der öffentlichen Meinung vertreten
sind.

Nach dem Sieg  der  alten  Mächte  Preußen,  Österreich  und Rußland gegen Napoleon und der
heranbrechenden Herrschaft der Reaktion gewährt der preußische König Friedrich Wilhelm III.
weder die versprochene Verfassung, noch unternimmt er irgendwelche Schritte in Richtung auf eine
deutsche Einigung unter Preußens Führung. Vielmehr wird die deutsche Frage durch Preußen in der
ersten Hälfte  des  Jahrhunderts  zunächst  einmal  niedergehalten.  Auch der  Nachfolger  auf  dem
preußischen  Thron,  König  Friedrich  Wilhelm  IV.,  lehnt  die  ihm  1848/49  von  der  Frankfurter
Nationalversammlung angebotene Kaiserkrone für ein kleindeutsch-preußisch geeintes Deutschland
ab.

Er handelt zu diesem Zeitpunkt aber schon nicht mehr aus grundsätzlichen Erwägungen heraus,
sondern in erster Linie wegen des Zustandekommens der Einigung durch eine parlamentarisch-
demokratisch-liberale Bewegung auf revolutionärem Wege mit einer Krone, die den „Ludergeruch
der Revolution“ trägt, wie Friedrich Wilhelm sie kennzeichnet.

Interessant zu verfolgen ist der Prozeß, in dem Preußen plötzlich zum begehrtesten
Kandidaten für eine deutsche Einigung in Mitteleuropa wird und der alten traditionellen
Habsburgermacht Österreich nach und nach den Rang abläuft. Die Gründe für diese
überraschende Entwicklung liegen wohl in der Tatsache, daß es der preußische König
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ist, der 1848 hinter der schwarz-rot-goldenen Flagge der Revolution durch Berlin reitet,
wenn auch mehr gezwungen als gewollt.

Darüber hinaus stellt Preußen in Deutschland die einzige Großmacht dar, die über ein Staatsgebiet
verfügt, auf dem abgesehen von den Polen in den Ostprovinzen eine überwiegend deutschsprachige
Bevölkerung  lebt,  während  Österreich  ein  buntes  Vielvölkergemisch  umfasst  und  bei  einer
nationalen  Führungsrolle  in  Deutschland  seine  nicht-deutschsprachigen  Gebiete  hätte  abtreten
müssen.

Für Preußen als  deutsche Hegemonialmacht bei  der deutschen Einigung spricht  zu
diesem Zeitpunkt auch die Tatsache, daß dieses Land in seiner Rolle als europäischer
Emporkömmling des 17. und 18. Jahrhunderts insgesamt im Vergleich zu Österreich
einen  „traditionslosen  Kunststaat“  darstellt,  der  gerade  auch  dadurch  territorial
scheinbar  unbegrenzt  ausdehnbar  ist.  Dies  sollte  sich  in  den  folgenden  Jahren,
zumindest bis zu einem gewissen Maß, auch so bewahrheiten.

Nach der in Deutschland unter tatkräftiger Mithilfe Preußens gescheiterten Revolution von 1848/49
ist die Frage der Nationalstaatsbildung im nördlichen Mitteleuropa auf die Dauer aber nicht mehr
zurückzudrängen. Nachdem auch kleinere Nationen wie Griechenland (1829), Belgien (1830/31)
sowie  schließlich  auch  Italien  1859/61  ihre  unabhängigen  Nationalstaaten  gegründet  haben,
übernimmt  Preußen  die  staatlich-politische  Führungsrolle  innerhalb  der  deutschen
Nationalbewegung.  Ein  erster  Versuch  einer  deutschen  Einigung  scheitert  1850  noch  am
vehementen  Widerstand  Österreichs  (Olmützer  Punktation),  das  zu  diesem Zeitpunkt  noch  die
beherrschende Macht in Mitteleuropa darstellt. Dem seit 1862 in Preußen nach einem schweren
Konflikt  zwischen  König  und  Parlament  als  letzter  Nothelfer  an  die  Macht  gelangten
Ministerpräsidenten Otto von Bismarck dagegen gelingt es, die deutsche Frage und die deutsche
Nationalbewegung  zu  instrumentalisieren,  um  über  diese  Schiene  die  schwebende
Konkurrenzsituation zwischen den beiden mitteleuropäischen Großmächten Österreich und Preußen
zu einer Lösung zu führen.

Dabei  wählt  Bismarck diesen nationalen Kurs nicht in erster Linie,  um endlich einen geeinten
deutschen Nationalstaat in den Sattel zu heben, sondern vor allem anderen für eine Machtsicherung
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Preußens  gegenüber  der  österreichischen  Konkurrenz,  die  er  angesichts  der  obwaltenden
nationalistischen Großwetterlage nur noch auf diesem Wege zu verwirklichen sieht. Der preußische
Ministerpräsident verfolgt dabei keineswegs einen genau festliegenden Stufenplan, der über drei
Kriege  von  1864  zielstrebig  zum  Deutschen  Kaiserreich  von  1871  führt,  wie  dies  die
preußenverherrlichende  Geschichtsschreibung  darstellt  und  es  im  Nachhinein  scheinen  mag,
sondern er handelt jeweils nach den Notwendigkeiten und Gelegenheiten der Situation.

Durch diese „obrigkeitsstaatliche“ Lösung der deutschen Frage läßt sich die national-demokratische
Bewegung auch besser kanalisieren und die Gefahr allzu großer sozialer Veränderungen vermeiden,
die bei einer stärkeren Berücksichtigung einer Volksbewegung gedroht hätte. Somit kommt diese
Variante  der  nationalen  Einigung  auch  den  Bedürfnissen  des  preußisch-deutschen  Bürgertums
entgegen, das sich vor nichts mehr fürchtet als vor dem Schreckgespenst einer neuen Revolution.

Die Rivalität zwischen der Donaumonarchie und Preußen ist zu diesem Zeitpunkt schon über ein
Jahrhundert alt und rührt aus der Zeit der Schlesischen Kriege, mit denen Friedrich II. Österreich
Gebiete entreißt und der steile Aufstieg Brandenburg-Preußens beginnt, der die österreichische
Großmachtdominanz  in  Mitteleuropa  zumindest  gefährdet.  Durch  den  territorialen  Zugewinn
Preußens nach 1815, vor allem aber dank der wirtschaftlichen Modernisierung des Landes, in der es
Österreich längst überholt hatte, sowie der Gründung des Zollvereins unter preußischer Dominanz
verschärft sich die Konkurrenz-Situation insgesamt noch.

Bismarck glaubt deshalb schon 1856 als Gesandter Preußens beim Deutschen Bund in Frankfurt
erkannt zu haben,  daß es mit  Österreich in und um Deutschland auf  absehbare Zeit  zu einer
Auseinandersetzung kommen müsse. Dementsprechend gestaltet er seit seinem Machtantritt als
preußischer Ministerpräsident 1862 seine Politik der Habsburgermonarchie gegenüber. Schon 1863
läßt er den letzten österreichischen Versuch scheitern, den dahinsiechenden Deutschen Bund noch
einmal funktionstüchtig zu machen, indem er den heftig widerstrebenden König Wilhelm I. dazu
überredet, an dem zu diesem Zweck angesetzten Fürstentreffen gar nicht mehr teilzunehmen. Über
die Schleswig-Holstein-Frage finden zwar beide Mächte zu einem gemeinsamen Vorgehen gegen
Dänemark, um sich vor der inzwischen mächtigen deutschen Nationalbewegung ordentlich in das
rechte Licht setzen zu können. Indes nutzt Bismarck die gemeinsame Verwaltung von Schleswig-
Holstein  durch  Preußen  und  Österreich  als  geeignetes  Streitobjekt,  um  durch  eine  gezielte
Eskalation 1866 gegen Österreich den entscheidenden Krieg um die Hegemonie in Deutschland
führen zu können.

Der  Sieg  Preußens  bei  der  böhmischen  Festung  Königgrätz  läßt  Europa  erneut
aufhorchen. Der Kardinalstaatssekretär des päpstlichen Kirchenstaates Antonelli  läßt
sich gar zu dem Stoßseufzer hinreißen: „Casca il mondo“ („die Welt stürzt ein“). Zwar
geht auf den böhmischen Schlachtfeldern 1866 noch nicht die Welt unter, doch mit der
österreichischen Vorherrschaft in Mitteleuropa ist es vorbei.

Preußen  erhält  mit  dem  Frieden  von  Prag  nicht  nur  einige  wichtige  territoriale  Zugewinne
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(Frankfurt, Hannover, Teile Sachsens u.a.) und steigert seine Dominanz im deutschen Ländersystem
noch weiter, sondern es erreicht über den 1867 ins Leben gerufenen Norddeutschen Bund mit
Sachsen, den Thüringischen Staaten und Hessen (nördlich des Mains) bereits ein Kleindeutschland,
dem jetzt nur noch die süddeutschen Staaten fehlen. Diese süddeutschen Länder, die 1866 noch auf
der Seite Österreichs gegen die hier wenig beliebten Preußen gekämpft haben, finden sich vier
Jahre später dank der inzwischen übermächtigen nationalen Bewegung auf der Seite Preußens bzw.
des Norddeutschen Bundes wieder, als es darum geht, den Versuch Napoleon III. von Frankreich zu
vereiteln, die endgültige preußisch-deutsche Vereinigung zu verhindern.

Nach dem Sieg über die französischen Truppen im Winter 1870/71 hat Bismarck nicht nur
mit  einigen  süddeutschen  Fürsten  über  die  endgültige  Ausgestaltung  des  neu  zu
gründenden Deutschen Kaiserreiches zu verhandeln und den bayerischen König Ludwig II.
mit  entsprechenden  Geldzahlungen  gefügig  zu  machen.  Er  muß  insbesondere  seinen
eigenen Herrn,  den preußischen König Wilhelm I.  davon überzeugen,  von nun an als
Deutscher Kaiser zu fungieren.

Wilhelm I.  ist,  als er sich zu diesem Schritt endlich durchringen kann, den
Tränen nahe,  weil  er  den Untergang Preußens  besiegelt  sieht.  Der  weitere
Verlauf  der  deutschen Geschichte  sollte  letztlich  eher  ihm recht  geben als
Bismarck,  der  für  Preußen zu  handeln  glaubte  und der  Meinung war,  daß
Deutschland in Preußen aufgehen würde. Das Gegenteil sollte der Fall sein. Es
mutet insgesamt durchaus paradox an, dass gerade der „Kunststaat“ Preußen,
der  mit  seiner  königlichen  Kernregion  (Ost-)  Preußen  am  Beginn  des  18.
Jahrhunderts  noch außerhalb  des  Deutschen Reiches  liegt,  ein  Jahrhundert
später den deutschen Nationalstaat ins Leben ruft.

Neben dem großen Chor der Jubler und Propagandisten des preußischen Weges der deutschen
Einigung, zu denen auch die wichtigsten Historiker dieser Zeit gehören, vor allem Treitschke, Sybel
und Droysen, gibt es 1871 auch Zeitgenossen, die das neue preußisch geprägte Deutsche Reich für
gefährlich halten. Zu ihnen gehören der Historiker Georg Gottfried Gervinus sowie auch Friedrich
Nietzsche,  der  in  dem  Sieg  von  1870/71  die  „Niederlage,  ja  Exstirpation  [Auslöschung]  des
deutschen Geistes zugunsten des Deutschen Reiches“ zu erkennen glaubt. Ihre Äußerungen bleiben
aber Einzelstimmen innerhalb der überwiegenden Mehrheit derjenigen, die sich mit der deutschen
Einigung  von  1871  am  Ziel  ihrer  nationalen  Sehnsüchte  angekommen  sehen.  Aber  auch  die
süddeutschen Staaten mit ihren teilweise liberalen Traditionen zählen zunächst zu den Verlierern
der  Entwicklung,  denen  es  angesichts  der  realen  Machtverhältnisse  kaum  gelingt,  ihre
Vorstellungen  von  politischer  Kultur  und  Verfasstheit  in  das  neue  Deutsche  Reich  einzubringen.

Die  Folgen,  die  die  deutsche  nationale  Einigung  unter  preußischer  Hegemonie  für
Deutschland insgesamt und für Preußen selbst in der Zukunft haben sollte, sind 1871 in
ihrer ganzen Tragweite noch nicht abzusehen und in der Forschung teilweise bis heute
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strittig.  Auf der Hand liegt aber,  daß das neue Deutsche Kaiserreich von seinem mit
Abstand größten und mächtigsten Gliedstaat Preußen dominiert wird. Dafür sorgt schon
der föderale Charakter der Reichsverfassung,  der zwar von den süddeutschen Staaten
gewünscht ist und deren Selbständigkeit auch stärkt, gleichzeitig aber auch Preußens
Dominanz festschreibt, die zunächst von keiner Zentralgewalt überwölbt wird. Das preußische
Staatsgebiet macht zwei Drittel des gesamten Territoriums des Deutschen Reiches aus, drei Fünftel
seiner Einwohner leben in der Hohenzollernmonarchie. Wie deutlich die Hegemonialmacht Preußen
innerhalb  des  Kaiserreiches  alle  anderen Einzelstaaten übertrifft,  zeigt  die  Tatsache,  dass  der
Haushalt Preußens bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges höher ist als der des Deutschen Reiches.
So  betragen  die  Gesamtausgaben  des  Deutschen  Reiches  im  Haushaltsjahr  1898  knapp  1,6
Milliarden Mark, die Preußens aber mehr als 2,3 Milliarden Mark.

Von größerer Tragweite sind aber die Folgen der deutschen Einigung unter preußischer Hegemonie
für die politische Kultur in Deutschland. Durch die überragende Bedeutung, die der Einzelstaat
innerhalb des Reiches einnimmt, durch die Tatsache, daß Preußen zunächst einmal einen Teil der
neuen Bürokratie und des Regierungsapparates des Reiches stellt bzw. beide Verwaltungsapparate
durch Personalunion verbunden sind sowie durch die Rolle, die Preußen bei der deutschen Einigung
spielt, setzt sich das politische Gesamtkonzept Preußen und seine politische Kultur auch in vielen
Teilen des neuen Kaiserreiches durch. Die „ Verpreussung“ Deutschlands zeigt sich u. a. in der
politischen  Haltung  des  Großbürgertums,  das  mit  dem  Adel  gegen  Arbeiterbewegung,
Parlamentarismus und demokratische Mitwirkungsrechte  der  Bevölkerung ein  Bündnis  eingeht.
Dazu  gehört  des  weiteren  der  teilweise  gelungene  Versuch,  die  politische  Untertanenkultur
Preußens auf die Reichsebene zu übertragen und eine freie Staatsbürgerkultur auf der Basis der
Freiheit zu verweigern. Weitere Symptome dieser Entwicklung sind die allgemeinen Militarisierung
des  Bildungsbürgertums  sowie  in  deren  Gefolge  einer  „Verpreussung“  auch  des  deutschen
Geschichtsbildes (Preußen-Mythos).

Und somit erhält auch das Lied der Deutschen den nationalen Geist aller Deutschen
Völker:

RGBl-1109241-Nr23-Erlass-Nationalhymne ( Deutschlandlied, Lied der Deutschen,
Deutsche Hymne )
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Gründung des Norddeutschen Bundes /
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Gründung des Norddeutschen Bundes, am 01. Juli 1867

Der Weg zur Bundesverfassung 1866/1867

Die Gründung des Norddeutschen Bundes war ein längerer Prozess in den Jahren 1866 und
1867. Dabei bildete Preußen mit den verbündeten Staaten in Nord- und Mitteldeutschland einen
neuen gemeinsamen Bundesstaat (föderativer Staat). Vorausgegangen waren der Bundesgründung
der Deutsche Krieg und die Auflösung des 1815 gegründeten Deutschen Bundes. Der Norddeutsche
Bund war zwar nicht der Rechtsfolger des Deutschen Bundes, doch kamen in der Bundesgründung
viele Elemente einer langen Bundesreformdebatte zum Tragen.

Als ein Anfangspunkt der Gründung kann der Reformplan vom 10. Juni 1866 angesehen werden, den
Preußen für ein neues Kleindeutschland vorgestellt hatte. Im Sommer 1866 entschied es sich, dass
Preußen nur in Norddeutschland einen Bundesstaat gründen konnte – unter anderem wegen des
Einspruchs Frankreichs. Gedankliche Ansätze zu einer Teilung des Deutschen Bundes in Nord und
Süd hatte es bereits zuvor gegeben. Im Jahr 1866/1867 war offen, ob und wann die süddeutschen
Staaten jemals beitreten würden.

Der Deutsche Krieg wurde am 26. Juli 1866 mit dem Vorfrieden von Nikolsburg im Wesentlichen
beendet.  Österreich erkannte darin die Auflösung des Deutschen Bundes an und dass Preußen
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nördlich des Mains freie Hand für Gebietsveränderungen und ein neues „Bundesverhältnis“ habe.
Preußen annektierte mehrere Kriegsgegner in Nord- und Mitteldeutschland und zwang die übrigen
durch die Friedensverträge zum Eintritt in einen neuen Bund. Mit den Augustverträgen verpflichtete
Preußen außerdem seine Verbündeten zur Bundesgründung.

Otto von Bismarck, der preußische Ministerpräsident, einigte sich mit den übrigen Regierungen auf
einen Verfassungsentwurf. Am 24. Februar wurde der konstituierende Reichstag eröffnet – kein
eigentliches Parlament, sondern ein Gremium, das nur über die Verfassung beraten sollte. Nach der
Überarbeitung  durch  den  konstituierenden  Reichstag  stimmten  die  Regierungen  dem
Verfassungsentwurf ebenfalls zu und ließen ihn auch durch die Landesparlamente annehmen. Am 1.
Juli  1867  trat  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  in  Kraft,  und  zeitnah  wurden  die
Bundesorgane eingesetzt.

Vorgeschichte

Kleindeutsche und norddeutsche Lösung

Bereits bei der Gründung des Deutschen Bundes 1815 gab es Überlegungen, Deutschland de facto
in einen preußisch geführten Norden und einen österreichisch geführten Süden aufzuteilen. Neben
den Teilungsgedanken kam im Revolutionsjahr 1848 eine weitere Vorstellung auf: Preußen und die
übrigen  Staaten  in  Nord-  und  Süddeutschland  würden  einen  engeren  Bund  gründen,  einen
kleindeutschen Bundesstaat.  Österreich,  das sich mit  seinen vielen Völkern nur schlecht einem
Bundesstaat  anschließen  konnte,  sollte  durch  einen  weiteren  Bund  mit  dem  engeren  Bund
verbunden sein (sogenannter Gagernscher Doppelbund).

Als  Preußen  1849/1850  die  „Erfurter  Union“  ins  Leben  rufen  wollte,  war  dieser  Bundesstaat
zunächst kleindeutsch gedacht. Doch die süddeutschen Staaten blieben ihm fern, sodass Preußen
nur den Norden geeint hätte. Letztlich boykottierten auch das norddeutsche Königreich Hannover
und das mitteldeutsche Königreich Sachsen diesen Einigungsversuch, trotz Unterzeichnung des
Dreikönigsbündnisses im Mai 1849.

Im  Jahr  1866  spitzte  sich  die  Rivalität  zwischen  Österreich  und  Preußen  zu.  Preußens
Ministerpräsident Bismarck machte den übrigen deutschen Staaten am 10. Juni 1866 den Vorschlag,
ein kleindeutsches Bundesparlament wählen zu lassen und die Bundesverfassung zu erneuern. Kurz
darauf beantragte Österreich im Bundestag die Mobilmachung des Bundesheeres gegen Preußen,
und der Deutsche Krieg brach aus.

Augustbündnis

→ Hauptartikel: Augustbündnis
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Der Ausdruck „Norddeutscher Bund“ erscheint erstmals im Vorfrieden von Nikolsburg vom 23. Juli
1866, der zur Grundlage des eigentlichen Friedensschlusses vom 23. August mit Österreich wurde.
Dort  wird  ein  „engeres  Bundesverhältnis“  erwähnt,  das  Preußen  mit  seinen  Verbündeten  in
Norddeutschland eingehen dürfe. Gemeint war ein Bundesstaat, der über einen Staatenbund wie
den Deutschen Bund hinausgeht. Auf dieses engere Bundesverhältnis wird noch im selben Absatz
mit dem Ausdruck „norddeutscher Bund“ verwiesen.

Am 18.  August  1866 schlossen Preußen und 15 weitere Staaten das Augustbündnis,  dem sich
weitere Staaten anschlossen. Im Vertrag nennt das Bündnis sich nur schlicht „Bündnis“ und spricht
von einem „neue[n] Bund“, der noch zu gründen sei. Eine Bundesverfassung solle die Zwecke des
Bündnisses sicherstellen. Als Zweck nennt der Vertrag nur eine gemeinsame Verteidigungspolitik,
die Grundlage für das neue Bundesverhältnis sei aber der preußische Reformplan für den Deutschen
Bund.

Der Ausdruck Norddeutscher Bund lässt sich theoretisch sowohl auf das Augustbündnis beziehen als
auch auf den Bundesstaat, der seine Verfassung am 1. Juli 1867 erhalten hat. So spricht Michael
Kotulla davon, dass der Bund sich allmählich konturierte. Das Augustbündnis war jedenfalls nur ein
Provisorium, auf ein Jahr begrenzt. Es war noch keine Staatenverbindung, sondern bereitete eine
solche nur vor.

Bundesgründende Staaten

Staat Bedeutung
Bundesbeschluss
vom 14. Juni zur
Mobilmachung
gegen Preußen

Beitritt zum
Augustbündnis Anmerkungen

Königreich Preußen,
vergrößert durch die
Annexionen von 1866

Europäische
Großmacht

für Rechtsbruch
erklärt, nicht
abgestimmt

18. August 1866

Bundesreformplan
vom 10. Juni 1866
als Grundlage für
das
Augustbündnis

Königreich Sachsen Mittelstaat Zustimmung

21. Oktober
1866
(Friedensvertrag
mit Preußen,
Beitritt zum
Bündnis)

ehemaliger
Kriegsgegner
Preußens

Großherzogtum Hessen Mittelstaat Zustimmung

3. September
1866
(Friedensvertrag
mit Preußen,
Teilnahme am
Bund)

Beitritt nur für
seine Provinz
Oberhessen

Großherzogtum
Mecklenburg-Schwerin

Norddeutscher
Kleinstaat Ablehnung

21. August 1866
(eigener Vertrag
zur Teilnahme
am Bund)

eigener Vertrag,
wegen Vorbehalte
des
Landesparlaments

Großherzogtum Sachsen-
Weimar-Eisenach

Thüringischer
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Großherzogtum
Mecklenburg-Strelitz

Norddeutscher
Kleinstaat Ablehnung

21. August 1866
(eigener Vertrag
zur Teilnahme
am Bund)

eigener Vertrag,
wegen Vorbehalte
des
Landesparlaments
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Großherzogtum Oldenburg Norddeutscher
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Herzogtum Braunschweig-
Lüneburg

Norddeutscher
Kleinstaat

Zustimmung, nach
Königgrätz ins
preußische Lager

18. August 1866

Bundesverfassung
nicht durch
Landesparlament
ratifiziert, da dies
nicht notwendig
sei

Herzogtum Sachsen-
Meiningen und
Hildburghausen

Thüringischer
Kleinstaat Zustimmung

8. Oktober 1866
(Friedensvertrag
mit Preußen,
Beitritt zum
Bündnis)

ehemaliger
Kriegsgegner
Preußens

Herzogtum Sachsen-
Altenburg

Thüringischer
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Herzogtum Sachsen-Coburg
und Gotha

Thüringischer
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Herzogtum Anhalt Mitteldeutscher
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Fürstentum Schwarzburg-
Rudolstadt

Thüringischer
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Fürstentum Schwarzburg-
Sondershausen

Thüringischer
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Fürstentum Waldeck-
Pyrmont

Mitteldeutscher
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Fürstentum Reuß ältere
Linie

Thüringischer
Kleinstaat Zustimmung

26. September
1866
(Friedensvertrag
mit Preußen,
Beitritt zum
Augustbündnis)

ehemaliger
Kriegsgegner
Preußens

Fürstentum Reuß jüngere
Linie

Thüringischer
Kleinstaat

nicht abgestimmt,
nach Königgrätz
ins preußische
Lager

18. August 1866

Fürstentum Schaumburg-
Lippe

Norddeutscher
Kleinstaat

Zustimmung trotz
fehlender
Instruktion des
Gesandten; nach
Königgrätz ins
preußische Lager

18. August 1866

Fürstentum Lippe Norddeutscher
Kleinstaat Ablehnung 18. August 1866

Freie und Hansestadt
Lübeck

Norddeutscher
Stadtstaat Ablehnung 18. August 1866

Freie Hansestadt Bremen Norddeutscher
Stadtstaat Ablehnung 18. August 1866

Freie und Hansestadt
Hamburg

Norddeutscher
Stadtstaat Ablehnung 18. August 1866
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Internationale Situation
→ Hauptartikel: Außenpolitik des Norddeutschen Bundes

Trotz der Bezeichnung Deutscher Krieg waren an der Auseinandersetzung des Sommers 1866 noch
weitere  Staaten  beteiligt.  Das  gilt  vor  allem  für  den  jungen  Nationalstaat  Italien,  der  letzte
„unerlöste“ Gebiete befreien wollte und deswegen ein Bündnis mit  Preußen geschlossen hatte.
Italienische  Truppen  nahmen  auch  am  Waffengang  gegen  Österreich  teil,  militärisch  weniger
erfolgreich als Preußen, aber mit den erwünschten politischen Folgen: Italien erwarb das bislang
österreichische Venetien.

Europa während des Norddeutschen Bundes; die Quadrate entsprechen der Einwohnerzahl der Länder.

Der französische Kaiser Napoleon III. hatte auf einen österreichischen Sieg gesetzt und sich in
einem Geheimvertrag ein Mitspracherecht über Deutschlands Zukunft erkauft, im Gegenzug für die
französische Neutralität. Außerdem hatte Österreich eine französische Kontrolle über das bis dahin
preußische Rheinland in Aussicht gestellt. Mit Preußen gab es solch konkrete Absprachen nicht,
darum fühlte sich Napoleon vom Kriegsausgang betrogen.

Es gelang Napoleon aber, die preußische Ausbreitung auf Norddeutschland (nördlich der Mainlinie)
zu begrenzen. Diese Regel aus französisch-preußischen Gesprächen ging in den (österreichisch)-
preußischen  Prager  Frieden  ein  (Art.  4).  In  den  Bemühungen  um  die  Ausbreitung  des
Norddeutschen Bundes erwies sich dies als potentielle Hypothek aus der Zeit der Bundesgründung.
Als  im Jahr 1870 die süddeutschen Staaten dem Bund beitraten,  hätte Österreich-Ungarn also
möglicherweise Einspruch erheben können. Tatsächlich aber erkannte es die neue Situation offiziell
an (25. Dezember 1870), weil es politisch isoliert war und gute Beziehungen mit dem künftigen
Deutschen Reich wünschte.

Großbritannien  und  Russland  blieben  im  Krieg  ebenfalls  neutral.  Das  lag  unter  anderem  an
innenpolitischen  Problemen,  außerdem  sahen  beide  Mächte  in  einer  begrenzten  preußischen
Ausbreitung keine Gefahr für sich oder das europäische Gleichgewicht. Russland protestierte gegen
die  preußischen  Annexionen:  Einige  der  betroffenen  Monarchen  waren  mit  der  russischen
Zarendynastie verwandt. Dies hatte allerdings keine bleibenden Auswirkungen auf das preußisch-
russische Verhältnis.

Entstehen der Bundesverfassung
Der  Fahrplan  zur  norddeutschen  Bundesverfassung  war  nur  rudimentär  im  Augustbündnis
beschrieben worden. Er ähnelte dem Weg zur Verfassungsvereinbarung für die Erfurter Union, war
aber  komplizierter.  Das  lag  einerseits  daran,  dass  dem  Augustbündnis  noch  kein  konkreter
Verfassungsentwurf vorlag. Andererseits waren die Staaten sich unsicher, ob die Landesparlamente
der Bundesverfassung zustimmen mussten.
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Verfassungsentwurf

→ Hauptartikel: Verfassung des Norddeutschen Bundes

Die  verbündeten  Regierungen,  also  die  Landesregierungen  der  Bündnispartner,  ernannten
Bevollmächtigte, wie es im Augustbündnis beschrieben wurde. Der preußische Bevollmächtigte zum
Beispiel war der preußische Ministerpräsident und Außenminister Otto von Bismarck. Bismarck ließ
sich mehrere Verfassungsentwürfe vorlegen.

Max Duncker war Altliberaler und ehemaliges Mitglied der Frankfurter Nationalversammlung. Sein
unitarischer Entwurf sah eine fast unbegrenzte Gesetzgebungskompetenz für den Bund vor sowie
eine Kollegial-Regierung, die Länder hätten in einem schwachen Bundesrath ein Forum erhalten.
Jedes Land sollte im Bundesrath gleich viele Stimmen haben. Dieser Entwurf war Bismarck zu
parlamentarisch und gab Preußen nicht genügend Gewicht.

Otto von Bismarck, hier im Jahr 1863, war seit 1862 preußischer Ministerpräsident und Außenminister.

Oskar  von  Reichenbach  war  großdeutscher  Demokrat  und  wollte  den  Preußischen  Landtag
abschaffen, um eine Hegemonie Preußens zu verhindern. Der König sollte einen verantwortlichen
Minister ernennen.

Hermann  Wagener  vom  konservativen  preußischen  Volksverein  wollte  den  preußischen  König
stärken. Dieser sollte als „König von Norddeutschland“ ihm verantwortliche Minister einsetzen. Er
sollte mit dem Reichstag und einem Fürstentag gleichberechtigt an der Gesetzgebung beteiligt sein.
Der Reichstag sollte nur wenige Befugnisse haben. Bismarck störte sich daran, dass laut Wagener
die  übrigen  Staaten  einem  großpreußischen  Staat  beitreten  sollten,  der  zum  „Königreich
Norddeutschland“ geworden wäre. Das wäre weder für die übrigen norddeutschen Staaten noch für
die hoffentlich später beitretenden süddeutschen attraktiv gewesen. Christoph Vondenhoff: „Der
Entwurf Wageners zeigte auf, wie weit sich Bismarck bereits von seiner politischen Heimat, dem
preußischen Konservativismus, entfernt hatte.“

Robert Hepke war Beamter im preußischen Außenministerium. Preußen sollte seiner Meinung nach
als Präsidialmacht die Exekutive ausüben. Ein Bundestag war für die Vorbereitung der Gesetze
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verantwortlich.  Er  sollte  aus  Vertretern  der  Einzelstaaten  zusammengesetzt  sein,  die
Bundesfachkommissionen  gebildet  hätten.  Den  Vorsitz  im  Bundestag  hätte  Preußen  gehabt.
Demgegenüber wäre der Reichstag mit nur schwachen Kompetenzen ausgestattet gewesen.

Bismarck  fand  diese  Entwürfe  zu  zentralistisch  oder  seinem  Staats-  und  Gesellschaftsbild
widersprechend,  wenngleich  er  sich  durchaus  von  ihnen  hat  beeinflussen.  Vondenhoff:  „Die
Verbindung der im deutschen Verfassungsleben wirksamen Kräfte zu einem staatstragenden Ganzen
ähnelte  einer  Zirkelquadratur.“  Das  Ergebnis  würde„  jenseits  der  überkommenen Begriffe  von
Bundesstaat und Staatenbund“ liegen.

Zentralstein  des  neuen  Bundes  würde  ein  Bundesrath  werden,  der  den  Gliedstaaten  die
Mitbestimmung versicherte. Dafür schrieb er die starke Position Preußens und seines Königs samt
monarchischem  Prinzip  in  der  Verfassung  fest.  Der  allgemein  gewählte  Reichstag  kam  dem
deutschen Nationalismus entgegen. Bundesrath und Reichstag ergaben ein Machtgleichgewicht, das
den Parlamentarismus neutralisierte.

Seinen eigenen Entwurf stellte Bismarck den übrigen Bevollmächtigten der verbündeten Staaten
vor.  Sie  berieten  vom  Dezember  1866  bis  zum  Februar  1867  darüber.  Nach  teils  heftigen
Diskussionen, aber eher weniger bedeutenden Abänderungen, hatten sie sich auf einen Entwurfstext
geeinigt. Der Entwurf wurde am 4. März dem konstituierenden Reichstag vorgelegt.

Verfassungsvereinbarung

→ Hauptartikel: Konstituierender Reichstag

Während  die  Bevollmächtigten  noch  berieten,  erließen  die  Landesparlamente  der  verbündeten
Staaten  gleichlautende  Wahlgesetze  auf  Grundlage  des  Frankfurter  Reichswahlgesetzes.  Dank
dieser Wahlgesetze konnte der konstituierende Reichstag gewählt werden.

Entwurf für die Bundesverfassung aus dem Jahr 1866

Dieses verfassungsvereinbarende Gremium tagte vom 24. Februar bis zum 16. April 1867. In dieser
Zeit beriet er über den Entwurf für eine Bundesverfassung. Er beschloss mehrere, zum Teil sehr
bedeutsame Abänderungen des Entwurfs. Dabei machte Bismarck deutlich, welche Änderungen für
die  Regierungen unakzeptabel  seien.  Der  konstituierende Reichstag setzte  aber  immerhin eine
Stärkung des Parlaments und überhaupt der Bundeskompetenz durch. Außerdem erhielt der neue
Bund einen verantwortlichen Minister, den Bundeskanzler (Lex Bennigsen).

Am  16.  April  stimmte  eine  Mehrheit  dem  abgeänderten  Verfassungsentwurf  zu.  Die
Bevollmächtigten schlossen sich ihm noch am selben Tag an. Zur Sicherheit ließ man anschließend
noch  die  Landesparlamente  abstimmen.  Nur  Braunschweig  hielt  dies  für  unnötig,  da  das
Landesparlament bereits dem Wahlgesetz zugestimmt habe. Im Juni wurden die entsprechenden
Landesbeschlüsse publiziert.
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Über die Bundesverfassung, die später im Wesentlichen unverändert zur Reichsverfassung wurde,
gibt  es  in  der  Forschung  stark  unterschiedliche  Meinungen.  Eine  Richtung  meint,  der  liberal
dominierte konstituierende Reichstag habe seine Vorstellungen fast vollständig durchgesetzt, eine
andere sieht den Gewinner in Bismarck, der mit den Abänderungen durch den konstituierenden
Reichstag sehr zufrieden gewesen sei. Die einen sehen in der Verfassung einen typischen oder auch
typisch deutschen Konstitutionalismus, einen eigenständigen Verfassungstyp, der Absolutismus und
Parlamentarismus versöhnt habe. Andere halten die Verfassung eher für eine Übergangsschritt von
Monarchie  zu  Demokratie,  mit  für  den  Konstitutionalismus  untypischen  Elementen  wie  dem
Staatsoberhaupt.  Die  Verfassung  wurde  auch  als  halbkonstitutionell  oder  ganz  auf  Bismarck
zugeschnitten beschrieben, so dass sie sich gängiger Einteilungen entziehe.

„Revolution von oben“

Der Form nach war die Gründung des Norddeutschen Bundes keine Revolution, denn die Fürsten
und das Volk haben es akzeptiert, dass die Gründerstaaten ihre Souveränität verloren. Der Sache
nach  aber  war  die  Gründung  eine  Revolution,  weil  sich  der  Verfassungszustand  grundlegend
geändert hat. Die Regierungen der Gründerstaaten betrieben eine „Revolution von oben“, das Volk
und die Parteien eine von unten. Mit der Gründung wurde neues, originäres Recht geschaffen.

In der Staatsrechtslehre wurde es unterschiedlich erklärt, wie der Bund zustande gekommen ist. Es
könnten ihn die 23 Landesgesetzgeber ins Leben gerufen haben. So meinte Paul Laband, dass erst
die Publikationsgesetze in den einzelnen Ländern den Bund gegründet hätten. Alles davor, wie das
Augustbündnis oder der Beschluss des konstituierenden Reichstags, sei nur eine Vorbereitung dazu
gewesen.  Allerdings  konnten die  Länder  nur  für  ihr  eigenes  Gebiet  Gesetze  erlassen,  und sie
konnten sich entscheiden, einem Bund beizutreten.

Ferner reichte es nicht aus, die Bundesgründung durch eine Staatsvertragstheorie zu erklären.
Durch völkerrechtliche Verträge konnte man zwar einen Staatenbund wie den Deutschen Bund
gründen,  aber  keinen  Nationalstaat.  Dazu  war  die  Zustimmung  des  Volkes  bzw.  einer
Volksvertretung  notwendig.  Karl  Binding  und  andere  haben  daher  eine  Theorie  der
Verfassungsvereinbarung  entwickelt.  Bei  der  Verfassungsvereinbarung  in  der  konstitutionellen
Monarchie  einigten  sich  der  Fürst  einerseits  und  die  Volksvertretung  andererseits  auf  eine
Verfassung.  Besonders  an  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  war  nur,  dass  der
monarchische Verfassungspartner nicht ein einziger Fürst, sondern eine Vielheit von Fürsten bzw.
Staaten war.

Erschwerend kam hinzu: Die Regierungen der Einzelstaaten waren an Landesrecht gebunden. Sie
konnten den konstituierenden Reichstag nicht aus eigener Kraft einberufen, sondern ließen die
Landtage  die  Wahlgesetze  beschließen.  Nach  der  Vereinbarung  zwischen  Regierungen  und
Reichstag  bedurfte  es  einer  zweiten  Vereinbarung:  Weil  die  Bundesverfassung Folgen für  das
Landesrecht hatte, brauchte sie auch die Bestätigung durch die Landesparlamente. Es handelte sich
also um eine doppelte Verfassungsvereinbarung.

Das  Recht  allein,  die  reine  Normatitivät  reichte  für  die  Bundesgründung allerdings  nicht  aus,
genauso wenig wie die reine Herrschaft, die reine Faktizität. Zwar war es bedeutend, dass es 1867
(anders als 1848/49) ein Machtzentrum wie den preußischen Staat gab, den Einheitswillen der
Nation, einen Staatsmann wie Bismarck usw. Der Bundesstaat von 1867 entstand in der Tat nicht
dadurch, dass eine Verfassungsurkunde Rechtsorgane konstituierte, sondern, indem diese Organe
tatsächlich ihre Herrschaftsgewalt ausübten. Das reichte allerdings nicht aus. Ernst Rudolf Huber
konstatiert: „Macht ist die Voraussetzung von Staat, aber sie ist nicht der Staat. […] Die Macht ist
nicht die Ursache des Rechts; das Recht ist nicht das Resultat der Macht. Das einende Band, durch
das sich Macht und Recht zum Ganzen eines neuen Staats verbinden, ist die Idee, die in dem neuen

https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsverfassung
https://de.wikipedia.org/wiki/Konstitutionalismus
https://de.wikipedia.org/wiki/Absolutismus
https://de.wikipedia.org/wiki/Demokratie
https://de.wikipedia.org/wiki/Allgemeine_Staatslehre
https://de.wikipedia.org/wiki/Paul_Laband
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsvertrag
https://de.wikipedia.org/wiki/Karl_Binding
https://de.wikipedia.org/wiki/Konstitutionelle_Monarchie
https://de.wikipedia.org/wiki/Konstitutionelle_Monarchie
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesrecht_bricht_Landesrecht
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesrecht_bricht_Landesrecht
https://de.wikipedia.org/wiki/Ernst_Rudolf_Huber


Staat ihre Wirklichkeit findet.“ Diese Idee war, seit der Französischen Revolution, die Idee der
Nation.

Einsetzung der Bundesorgane

Organe des Norddeutschen Bundes und die Entwicklung zum Kaiserreich

König Wilhelm als Inhaber des Bundespräsidiums, benötigt für seine Anordnungen und Verfügungen
als  Bundesorgan,  einen  Bundeskanzler,  der  seine  Handlungen  gegenzeichnete.  Die  Einsetzung
Bismarcks zum Bundeskanzler war der erste staatliche Akt im Norddeutschen Bund. Dies geschah
am 14. Juli 1867.

Danach konnten die beiden anderen obersten Bundesorgane ins Leben gerufen werden:

Die verbündeten Regierungen ernannten ihre Bevollmächtigten zum Bundesrath. Der
Bundeskanzler, verfassungsmäßiger Vorsitzender des Bundesraths, konnte daraufhin eine
konstituierende Sitzung des Bundesraths einberufen.
König Wilhelm als Inhaber des Bundespräsidiums ließ einen ordentlichen Reichstag wählen.
Am 10. September eröffnete er den gewählten Reichstag mit einer Thronrede.

Dank der Existenz von Bundesrath und Reichstag war es nun unter anderem möglich, dass
Bundesgesetze beschlossen wurden.

Bezüge zum Deutschen Bund
Der Deutsche Bund von 1815 bis 1866 hatte keinen Rechtsnachfolger. Der Norddeutsche Bund war
eine  reine  Neugründung  und  auch  wesensverschieden:  Statt  eines  Staatenbundes  mit
bundesstaatlichen  Zügen  war  er  ein  Bundesstaat  mit  staatenbündischen  Zügen.

Dennoch stand der Norddeutsche Bund in einer jahrzehntelangen Tradition der Diskussion um eine
Reform des Deutschen Bundes. Die Verfassungsentwürfe zum Beispiel aus den Jahren 1848/1849
wurden  noch  in  den  1860er-Jahren  rezipiert.  Bismarcks  Reformplan  vom  Juni  1866  (für  den
Deutschen Bund) hatte den Norddeutschen Bund in groben Zügen vorweggenommen. Kernstück des
Plans war ein nationales Parlament, gewählt nach dem Frankfurter Reichswahlgesetz von 1849. Die
einzelstaatlichen Wahlgesetze zum Norddeutschen Reichstag entsprachen jenem Gesetz fast bis aufs
Wort.

Weitere Bezüge zwischen Deutschem Bund und Norddeutschen Bund lassen sich in der
Bundesverfassung finden:

Der Bundesrath des Norddeutschen Bundes war dem Bundestag des Deutschen Bundes
nachempfunden, bzw. dem Fürstenkollegium der Erfurter Union. Die Anknüpfung an ein
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vertrautes Organ erleichterte den Übergang vom Staatenbund zum Bundesstaat.
Ausdrücke wie „Bundespräsidium“, „Präsidialstimme“ und „Bundesfeldherr“ in der Verfassung
des Norddeutschen Bundes entstammen dem Sprachgebrauch aus der Zeit des Deutschen
Bundes.
In der Verfassung des Norddeutschen Bundes wird die Stimmenverteilung im Bundesrath
festgelegt (Art. 6). Das Vorbild dafür war ausdrücklich das Plenum des ehemaligen
Bundestags.
Beim Beitritt der süddeutschen Staaten in den Norddeutschen Bund erhielt der
weiterbestehende Bundesstaat eine „Verfassung des Deutschen Bundes“. Diese Verfassung
vom 1. Januar 1871 gab dem Nationalstaat allerdings bereits den Namen „Deutsches Reich“.

Siehe auch
Auflösung des Deutschen Bundes
Preußischer Bundesreformplan 1866
Norddeutscher Bund
Deutsche Reichsgründung

Die zum 6. Mai 2019 um 07:51 Uhr bei wikipedia.org veröffentlichte Ausgabe, wurde hier am 01.07.2019
bearbeitet.

Nationalstaat Deutschland und seine
Bundesstaaten wiederherstellen

Wiederherstellung der Bundesstaaten des Deutschen
Reiches, bzw. des Nationalstaats Deutschlands.

Dem Deutschen Reich gehörten bei der Gründung 25 Bundesstaaten (Bundesglieder) – darunter
die drei republikanisch verfassten Hansestädte  Hamburg, Bremen und Lübeck – sowie das
Reichsland Elsaß-Lothringen an.

Zum 12.11.1918 trat Deutschösterreich, als Bundesstaat, dem Nationalstaat Deutschland
und dem ewigen Bund mit  dem Namen Deutsches  Reich  bei.  Von seiner  Fläche  her
umfaßte  Deutschösterreich  knapp  120.000  Quadratkilometer  und  wurde  von  ca.  25
Millionen Einwohnern bewohnt.  Somit ist  er der zweitgrößte Bundesstaat.  Mit diesem
Beitritt wurde der jahrhunderte dauernde Wunsch der Deutschen in seiner Nationalhymne
bzw. im Deutschlandlied wahr –  “Von der Maas bis an die Memel, von der Etsch bis an den
Belt“.

Gliederung Deutschlands im Deutschen Reich 1871–1918

Bundesstaat Staatsform Hauptstadt
Fläche in

km²
(1910)

Einwohner
(1871)

Einwohner
(1910)

Preußen Monarchie Berlin 348.780 24.691.085 40.165.219
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Bundesstaat Staatsform Hauptstadt
Fläche in

km²
(1910)

Einwohner
(1871)

Einwohner
(1910)

Bayern Monarchie München 75.870 4.863.450 6.887.291
Württemberg Monarchie Stuttgart 19.507 1.818.539 2.437.574
Sachsen Monarchie Dresden 14.993 2.556.244 4.806.661
Baden Monarchie Karlsruhe 15.070 1.461.562 2.142.833
Mecklenburg-Schwerin Monarchie Schwerin 13.127 557.707 639.958
Hessen Monarchie Darmstadt 7.688 852.894 1.282.051
Oldenburg Monarchie Oldenburg 6.429 314.591 483.042
Sachsen-Weimar-Eisenach Monarchie Weimar 3.610 286.183 417.149
Mecklenburg-Strelitz Monarchie Neustrelitz 2.929 96.982 106.442
Braunschweig Monarchie Braunschweig 3.672 312.170 494.339
Sachsen-Meiningen Monarchie Meiningen 2.468 187.957 278.762
Anhalt Monarchie Dessau 2.299 203.437 331.128
Sachsen-Coburg und Gotha Monarchie Coburg/Gotha 1.977 174.339 257.177
Sachsen-Altenburg Monarchie Altenburg 1.324 142.122 216.128
Lippe Monarchie Detmold 1.215 111.135 150.937
Waldeck Monarchie Arolsen 1.121 56.224 61.707
Schwarzburg-Rudolstadt Monarchie Rudolstadt 941 75.523 100.702
Schwarzburg-Sondershausen Monarchie Sondershausen 862 67.191 89.917
Reuß jüngere Linie Monarchie Gera 827 89.032 152.752
Schaumburg-Lippe Monarchie Bückeburg 340 32.059 46.652
Reuß älterer Linie Monarchie Greiz 316 45.094 72.769
Freie und Hansestadt Hamburg Republik Hamburg 414 338.974 1.014.664
Freie und Hansestadt Lübeck Republik Lübeck 298 52.158 116.599
Freie Hansestadt Bremen Republik Bremen 256 122.402 299.526
Reichsland Elsaß-Lothringen Monarchie Straßburg 14.522 1.549.738 1.874.014
Deutschösterreich Republik Wien 120.000 28.570.800
Deutsches Reich ab
12.11.1918 + Deutsch-
österreich

Monarchie Berlin 660.858 41.058.792 83.496.793
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